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Holger Bähr (Wien)
Implementationsprobleme trotz
übereinstimmender Politik: Die Rolle von
Ideen und Institutionen bei der Umsetzung
europäischer Umweltpolitik
In der Forschung über die Implementation europäischer Politik wird die These vertreten, dass Umsetzungs-
probleme zu einem wesentlichen Teil auf eine geringe Übereinstimmung von europäischer und nationaler
Politik zurückzuführen sind. Jüngere Studien haben jedoch zum einen diese These empirisch nicht bestä-
tigt und zum anderen die vage Operationalisierung des Grads der Kompatibilität sowie die mangelnde
Mikrofundierung der Erklärung von Umsetzungsproblemen kritisiert. In diesem Beitrag soll gezeigt wer-
den, wie mit Hilfe des Advocacy-Koalitionen-Ansatzes eine Operationalisierung und eine Mikrofundierung
erreicht werden kann. Sowohl die theoretische Überlegung als auch eine empirische Untersuchung der
rechtlichen Implementation der Richtlinie über die integrierte Vermeidung und Verminderung der Um-
weltverschmutzung in Deutschland und Irland lassen den Schluss zu, dem Grad der Kompatibilität lediglich
eine begrenzte Erklärungskraft zuzuschreiben. Ideen und Institutionen werden nicht als konkurrierende,
sondern als ergänzende Faktoren für die Erklärung von Implementationsproblemen betrachtet.
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1. Einleitung1
Bei der Implementation europäischer Poli-
tik treten Probleme auf, weil die Mitgliedstaa-
ten den Vorgaben der Europäischen Union (EU)
nicht oder nur unzureichend nachkommen. Es
sind bereits zahlreiche politikwissenschaftliche
Studien entstanden, die untersuchen, unter wel-
chen Bedingungen europäische Vorgaben in den
Mitgliedstaaten effektiv umgesetzt werden und
welche Faktoren zu Implementationsproblemen
führen (für einen Überblick siehe Mastenbroek
2005; Treib 2006). Diese Studien sind Teil der
weiter gefassten Europäisierungsforschung, die
sich mit den Auswirkung der EU auf die Mit-
gliedstaaten befasst und fragt, inwiefern euro-
päische Institutionen und Politiken einen Wan-
del in den Mitgliedstaaten hervorrufen und in-
wieweit europäische Regelungen zu einer Kon-
vergenz zwischen den Politiken und Strukturen
der Mitgliedstaaten führen. Die Adaption mit-
gliedstaatlicher Politik als eine Folge der Um-
setzung europäischer Gesetzgebung ist dabei
lediglich ein Mechanismus der Europäisierung
unter weiteren (Töller 2004).
Sowohl in der Europäisierungsliteratur als
auch in der Implementationsliteratur wird der
Grad der Kompatibilität zwischen europäischer
und nationaler Politik als erklärender Faktor
hervorgehoben. In der Europäisierungsliteratur
wird der Grad der Kompatibilität zur Erklärung
von institutionellem Wandel und Policy-Wan-
del in den Mitgliedstaaten herangezogen
(Cowles et al. 2001; Börzel 2005). In der For-
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schung über die Implementation europäischer
Politik wird die These vertreten, dass Implemen-
tationsprobleme zu einem wesentlichen Teil auf
eine geringe Übereinstimmung von europäi-
scher und nationaler Politik zurückzuführen sind
(sog. Misfit-These) (Duina 1997; Knill/Len-
schow 1998; Börzel 2000). Dabei ist in Politik-
feldern, wie der Umweltpolitik und der Sozial-
politik, in denen Maßnahmen der positiven In-
tegration dominieren, mit denen regulierend in
den Markt eingegriffen wird, und konkrete Vor-
gaben für die Ausgestaltung nationaler Regu-
lierungsmuster gemacht werden, eine große
Erklärungskraft des Grads der Kompatibilität zu
erwarten (Knill/Lehmkuhl 2000, 21ff.). In jün-
geren Studien, die die Umsetzung europäischer
Politik in den Mitgliedstaaten untersuchen,
konnte die Misfit-These jedoch weder für die
Umweltpolitik noch für die Sozialpolitik bestä-
tigt werden (Haverland 2000; Treib 2003; Falk-
ner et al. 2005). Falkner, Treib, Hartlapp und
Leiber (2005; Falkner et al. 2006, 7ff.) argu-
mentieren, dass sich der Grad der Kompatibili-
tät in unterschiedlichen Gruppen von Ländern,
sog. worlds of compliance, die sich jeweils durch
ein kulturell geprägtes Implementationsmuster
auszeichnen, auf eine unterschiedliche Art und
Weise auswirkt.
Neben der empirischen Einschränkung wird
das Misfit-Argument wegen konzeptioneller
Mängel kritisiert. Zum einen wird kritisiert, dass
unterschiedliche Ebenen der Übereinstimmung
zwischen europäischer und nationaler Politik
herangezogen und keine klaren Kriterien zur
Operationalisierung angegeben werden (Falk-
ner 2003). Zum anderen wird darauf hingewie-
sen, dass die Argumentation auf die strukturel-
le Ebene beschränkt bleibt und keine
Mikrofundierung des Zusammenhangs zwi-
schen einem geringen Grad der Kompatibilität
und Problemen bei der Implementation geleis-
tet wird (Radaelli 2004). Aus dieser Diskussion
ergibt sich die Fragestellung dieses Beitrags:
Welche Erklärungskraft besitzt der Grad der
Kompatibilität für die Implementation europäi-
scher Politik?
Es soll gezeigt werden, dass mit Hilfe des
Advocacy-Koalitionen-Ansatzes der Grad der
Kompatibilität operationalisiert und die Argu-
mentation über seine Wirkung auf die Imple-
mentation europäischer Politik mikrofundiert
werden kann. Der Advocacy-Koalitionen-An-
satz betont auf der einen Seite die Rolle von
Ideen und Wertvorstellungen der handelnden
Akteure, richtet sich aber auf der anderen Seite
nicht gegen Institutionen als erklärende Fakto-
ren, sondern integriert sie vielmehr in die Er-
klärung von Policy-Outputs. Auf diese Weise
wird die Misfit-These, die auf einer institu-
tionalistischen Perspektive beruht, um die Di-
mension von Ideen ergänzt. Es geht nicht um
eine Gegenüberstellung von Ansätzen, die die
Relevanz von Ideen betonen, und solchen, die
Institutionen als erklärende Faktoren hervorhe-
ben. Vielmehr soll die Rolle von Ideen und In-
stitutionen bei der Umsetzung europäischer
Umweltpolitik mit dem Ziel beleuchtet werden,
einen Beitrag zu der Diskussion über die Misfit-
These zu leisten.
Die Erklärungskraft des Grads der Kompa-
tibilität wird am Beispiel der rechtlichen Im-
plementation einer umweltpolitischen Richtli-
nie der EU, der Richtlinie 96/61/EG über die
integrierte Vermeidung und Verminderung der
Umweltverschmutzung (IVU-Richtlinie), in
Deutschland und Irland untersucht. Die rechtli-
che Implementation bezieht sich auf die erste
Stufe der Umsetzung, auf der Richtlinien der
EU in nationales Recht transformiert werden.
Daran schließt sich die zweite Stufe der prakti-
schen Implementation an, auf der das übernom-
mene Recht von der Verwaltung der Mitglied-
staaten vollzogen wird (Lübbe-Wolff 1996, 1;
Haverland 2000, 84). Dieser Beitrag beschränkt
sich auf die rechtliche Implementation, um die
Zahl potentieller unabhängiger Variablen zu be-
grenzen und dadurch eine Analyse zu ermögli-
chen (Scharpf 2000, 57ff.). Eine umwelt-
politische Richtlinie wird gewählt, weil in der
Umweltpolitik, wie bereits oben dargestellt
wurde, eine große Erklärungskraft des Grads der
Kompatibilität zu erwarten ist (Knill/Lehmkuhl
2000, 21ff.). Folglich wird die Misfit-These
dann infrage gestellt, wenn trotz einer Überein-
stimmung von europäischer und nationaler Po-
litik Probleme bei der Umsetzung einer umwelt-
politischen Richtlinie bestehen. Die IVU-Richt-
linie ist eine der wichtigsten Umweltschutz-
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Richtlinien der EU, die in der jüngeren Vergan-
genheit verabschiedet wurden (Sbragia 2000,
310). Deutschland und Irland werden als
Untersuchungsländer gewählt, weil beide Län-
der zu der von Falkner, Treib, Hartlapp und
Leiber beschriebenen world of domestic politics
gehören und somit einen ähnlichen Implemen-
tationsmechanismus erwarten lassen (Falkner et
al. 2005, 333ff.).
Im folgenden Abschnitt 2 wird die Diskus-
sion über den Grad der Kompatibilität zur Er-
klärung von Implementationsproblemen euro-
päischer Politik dargestellt. In Abschnitt 3 wird
der Advocacy-Koalitionen-Ansatz beschrieben,
um in Abschnitt 4 zeigen zu können, wie dieser
Kriterien für die Operationalisierung des Grads
der Kompatibilität bereitstellt und zur Mirko-
fundierung der Erklärung von Implementations-
problemen beiträgt. In den Abschnitten 5 und 6
wird die anhand des Advocacy-Koalitionen-
Ansatzes modifizierte und spezifizierte Misfit-
These auf die rechtliche Implementation der
IVU-Richtlinie in Deutschland und Irland an-
gewandt. In Abschnitt 7 werden die Ergebnisse
der empirischen Untersuchung miteinander ver-
glichen. Der Vergleich lässt den Schluss zu, dem
Grad der Kompatibilität eine begrenzte Er-
klärungskraft zuzuschreiben und Gründe für
Implementationsprobleme im Wesentlichen in
Merkmalen des politischen Prozesses zu suchen,
in dem europäische Politikinhalte in den Mit-
gliedstaaten umgesetzt werden.
2. Erklärung von Implementations-
problemen europäischer Politik
Die Untersuchung von Implementations-
problemen ist kein neuer Untersuchungs-
gegenstand, der von der Europaforschung
erstmals aufgegriffen wurde. In den 1980er Jah-
ren entstanden zahlreiche Studien, die im
nationalstaatlichen Kontext die Bedingungen
und Faktoren analysierten, die zu einer effekti-
ven Umsetzung von Politikinhalten beitragen
oder diese erschweren und verhindern.
Allerdings sind die Ergebnisse dieses For-
schungszweigs, so Knill und Lenschow (2000),
durch eine lange Aufzählung von widersprüch-
lichen und mehrdeutigen Schlussfolgerungen
charakterisiert. Um diese Mehrdeutigkeit auf-
zuheben, argumentieren sie für die Verwendung
eines institutionalistischen Ansatzes. Danach ist
die Effektivität der Implementation europäischer
Politik im Wesentlichen abhängig von dem Grad
der Kompatibilität zwischen den institutionel-
len Vorgaben, die in europäischen Policy-Out-
puts enthalten sind, und den bestehenden Insti-
tutionen in den Mitgliedstaaten. Dieses Argu-
ment bleibt jedoch nicht beschränkt auf die
Polity-Dimension von Politik, sondern wird
auch auf die Übereinstimmung zwischen euro-
päischen und nationalen Arrangements in den
Bereichen Politics und Policy angewandt
(Börzel/Risse 2003).
Die These, dass ein geringer Grad der Kom-
patibilität zwischen europäischer und nationa-
ler Politik zu Implementationsproblemen eu-
ropäischer Politik führt, geht davon aus, dass
die Umsetzung von Richtlinien der EU und
weiterer europäischer Policy-Outputs An-
passungsleistungen innerhalb der Mitgliedstaa-
ten erforderlich macht. Diese Anpassungs-
leistungen erzeugen einen Anpassungsdruck auf
nationale Regulierungsstile und Regulierungs-
strukturen. Wenn lediglich geringe Übereinstim-
mungen von europäischer und nationaler Poli-
tik vorhanden sind, werden zahlreiche Verän-
derungen der nationalen Politik notwendig und
folglich ist der Anpassungsdruck hoch. Wegen
ihrer Beharrungskraft werden sich jedoch nati-
onale Institutionen einem hohen Anpassungs-
druck widersetzen und dadurch eine effektive
Implementation verhindern. Umgekehrt ist eine
problemlose Implementation zu erwarten, wenn
die Übereinstimmung von europäischer und
nationaler Politik groß ist, da dann nationale
Institutionen nicht in Frage gestellt werden
(Knill/Lenschow 1998; Börzel 2000; Knill/Len-
schow 2000).
In einem ersten Schritt wird dem Grad der
Kompatibilität durchaus alleinige Erklärungs-
kraft zugesprochen (Knill/Lenschow 1998, 596)
und erst in einem zweiten Schritt werden Ak-
teure, die bei der Implementation beteiligt sind,
die Interaktionen zwischen diesen Akteuren
sowie weitere Faktoren, die das Handeln der
Akteure beeinflussen, berücksichtigt, wenn der
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Grad der Kompatibilität nicht als alleiniger Fak-
tor die Effektivität der Implementation erklären
kann (Knill/Lenschow 1998, 602–603). In den
Mitgliedstaaten können sich Regierungen einer
effektiven Umsetzung verweigern, um hohe
Anpassungskosten zu umgehen. Umgekehrt
können sich auch nationale Akteure, wie Um-
weltorganisationen und Interessengruppen, für
eine effektive Implementation stark machen und
Parteien können die Umsetzung europäischer
Politikinhalte zum Thema des Parteienwett-
bewerbs machen (Börzel 2000, 147ff.). Bug-
dahn (2005) argumentiert, dass für die Erklä-
rung der Umsetzung europäischer Politik grund-
sätzlich sowohl der Inhalt und die Intention eu-
ropäischer Policy-Outputs als auch die Akteure
und der politische Prozess in den Mitgliedstaa-
ten berücksichtigt werden müssen.
Als weitere Faktoren, die neben dem Grad
der Kompatibilität als intervenierende Variab-
len die Implementation europäischer Umwelt-
politik beeinflussen, werden die Zahl der Veto-
Punkte (Knill/Lenschow 1998, 603) und die
Einleitung eines Vertragsverletzungsverfahrens
(Börzel 2000, 148f.) genannt. Veto-Punkte be-
ruhen auf der Möglichkeit, die das politische
System aufgrund von Institutionen und Eigen-
schaften des Parteiensystems bietet, politische
Entscheidungen zu verhindern. Veto-Punkte
bieten Akteuren nur die Möglichkeit, politische
Entscheidungen zu verhindern, sie verhindern
sie nicht direkt (Immergut 1992, 26ff.).2  Des-
halb muss ein Zusammenhang zwischen Veto-
Punkten und Implementatinsproblemen vorsich-
tig formuliert werden: Je größer die Zahl der
Veto-Punkte ist, desto eher sind Probleme bei
der Implementation zu erwarten. Umgekehrt
kann die Implementation nachträglich begüns-
tigt werden, wenn die Europäische Kommissi-
on ein Vertragsverletzungsverfahren einleitet,
das es nationalen Akteuren ermöglicht, verstärkt
für die Umsetzung europäischer Politik zu ar-
gumentieren. Indem ein Vertragsverletzungs-
verfahren jedoch erst eingeleitet wird, wenn ein
Mitgliedstaat bereits säumig ist, kann es nicht
zu einer fristgerechten Implementation beitra-
gen, sondern lediglich eine Verschleppung der
Umsetzung verkürzen. Die Auswirkung eines
Vertragsverletzungsverfahrens wird deshalb im
Folgenden nicht berücksichtigt, weil es per
definitionem nicht zu einer effektiven Imple-
mentation, die eine fristgerechte Umsetzung ein-
schließt, beitragen kann.
Für die Erklärung von Implementations-
problemen in der europäischen Umweltpolitik
sind aus der hier vorgestellten Perspektive der
Misfit-These folgende Faktoren relevant: Der
Grad der Übereinstimmung zwischen europäi-
scher und mitgliedstaatlicher Politik wird als
wesentliche unabhängige Variable betrachtet.
Veto-Punkte können den Handlungsspielraum
einzelner Akteure einschränken und anderen
Akteuren Handlungsmöglichkeiten eröffnen.
Schließlich ist die Effektivität der Umsetzung
von den politischen Akteuren und der Akteur-
konstellation in den Mitgliedstaaten abhängig.
Diese Argumentation wurde durch eine groß
angelegte Studie über die Umsetzung sozialpo-
litischer Richtlinien in Frage gestellt (Falkner
et al. 2005). Insbesondere widersprechen die
AutorInnen der These, dass dem Grad der Kom-
patibilität eine wesentliche Erklärungskraft zu-
kommt.3
Falkner, Treib, Hartlapp und Leiber (2005;
Falkner et al. 2006) identifizieren drei Länder-
gruppen, worlds of compliance, die jeweils
durch ein spezifisches Muster des Imple-
mentatinsprozesses charakterisiert sind. Die
Länder derselben world of compliance zeich-
nen sich durch eine spezifische Kultur aus, die
die Art und Weise bestimmt, wie die Akteure in
den Mitgliedstaaten mit Umsetzungspflichten
umgehen. Darüber hinaus wird die Effektivität
der Umsetzung in der jeweiligen world of
compliance von unterschiedlichen erklärenden
Faktoren bestimmt. Der Grad der Kompatibili-
tät spielt jedoch in jeder der drei Ländergruppen
nur eine untergeordnete Bedeutung. Deutsch-
land und Irland gehören bei der rechtlichen
Implementation zu der world of domestic
politics. In der world of domestic politics führt
ein geringer Grad der Kompatibilität lediglich
dazu, dass diejenigen Akteure, die von den eu-
ropäischen Vorgaben in Relation zu den natio-
nalen Regelungen benachteiligt werden, sich im
politischen Prozess gegen jene Politikinhalte
wenden. Erklärende Faktoren sind Veto-Punk-
te und Merkmale des politischen Kampfes um
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Macht und Problemlösungen in den Mitglied-
staaten und der daran beteiligten Akteure, wie
die Präferenzen von politischen Akteuren,
insbesondere von nationalen Parteien, dem
Wechsel von Regierungskoalitionen und die
Durchsetzungsfähigkeit von Interessengruppen.
Zusammenfassend ergibt sich aus der hier
dargestellten Diskussion, dass Veto-Punkte, Ak-
teure und Akteurkonstellationen in den Mit-
gliedstaaten als relevante Faktoren betrachtet
werden, um die Effektivität der Implementation
in Deutschland und Irland zu erklären. Hinge-
gen bestehen große Differenzen hinsichtlich der
Erklärungskraft des Grads der Kompatibilität.
Insgesamt unterscheiden sich politikwissen-
schaftliche Studien, die Implementations-
probleme in der EU untersuchen, zum einen
darin welche Erklärungskraft sie dem Grad der
Kompatibilität beimessen und zum anderen auf
welcher Aggregationsebene sie Überein-
stimmungsmerkmale zwischen europäischer
und nationaler Politik betrachten. Risse, Cowles
und Caporaso (2001, 2ff.) sehen in einem ge-
ringen Grad der Kompatibilität eine notwendi-
ge, aber nicht hinreichende Bedingung für eine
ineffektive Implementation. Für Héritier et al.
(2001, 288f.) sowie für Claes (2002, 304) stellt
der Grad der Kompatibilität indes nur einen
unter weiteren Faktoren dar, um die Art und das
Ausmaß von Implementationsproblemen zu er-
klären. Treib (2003) sowie Haverland (2000)
schränken die Wirkung des Grads der Kompa-
tibilität weiter ein, indem sie ihm lediglich ei-
nen Einfluss auf die Intensität der Ablehnung
europäischer Politikinhalte durch nationale
Akteure zuschreiben. Allerdings argumentiert
Bailey (2002) anhand derselben Richtlinie, die
auch von Haverland untersucht wurde, dass der
Grad der Kompatibilität sehr wohl ein entschei-
dender Faktor für die Effektivität der Imple-
mentation umweltpolitischer Ziele der EU sei.
Hinsichtlich der Aggregationsebene betrachten
Schmidt (2002) sowie Giuliani (2003) Unter-
schiede und Gemeinsamkeiten zwischen dem
politischen System der EU und dem politischen
System des jeweiligen Mitgliedstaates. Kohler-
Koch (1999) bezieht den Grad der Kompatibi-
lität auf die Politik in einzelnen Politikfeldern
und Börzel (2000) verweist auf die Differenz
von einzelnen europäischen Richtlinien und den
entsprechenden Regelungen in dem Politikfeld
des Mitgliedstaates. In diesem Beitrag soll ge-
zeigt werden, dass sowohl die Erklärungskraft
als auch die Aggregationsebene des Grads der
Kompatibiltiät mit Hilfe des Advocacy-Koali-
tionen-Ansatzes theoretisch erfasst werden kön-
nen. Der Advocacy-Koalitionen-Ansatz wird im
folgenden Abschnitt dargestellt.
3. Der Advocacy-Koalitionen-Ansatz
Um den Policy-Prozess zu erklären, be-
schränkt sich der Advocacy-Koalitionen-Ansatz
auf die Betrachtung eines Policy-Subsystems,
das aus denjenigen Akteuren besteht, die sich
mit einem bestimmten Policy-Problem befassen.
Innerhalb dieses Subsystems werden diejenigen
Akteure zu sog. Advocacy-Koalitionen zusam-
mengefasst, die ein bestimmtes belief system
teilen und ihre Handlungen über einen länge-
ren Zeitraum hinweg koordinieren (Sabatier
1993, 120f.). Die Politikinhalte, die aus den
Entscheidungen der Akteure resultieren, wer-
den in gleicher Weise wie belief systems begrif-
fen. Ein belief system ist „ein Set von grundle-
genden Wertvorstellungen, Kausalannahmen
und Problemperzeptionen“ (Sabatier 1993, 127),
das eine hierarchische, dreiteilige Struktur auf-
weist. Die höchste und umfassendste Ebene des
belief systems bildet den Hauptkern, der grund-
legende normative und ontologische Überzeu-
gungen umfasst, die sich auf sämtliche Policy-
Subsysteme erstrecken. Auf der mittleren Ebe-
ne ist der Policy-Kern angesiedelt, der aus zen-
tralen Policy-Positionen und Strategien besteht,
mit denen wesentliche Wertvorstellungen inner-
halb des Policy-Subsystems umgesetzt werden
können. Schließlich besteht die unterste Ebene
aus sekundären Aspekten, die sich in der Regel
nur auf einzelne Teile des Policy-Subsystems
beziehen und instrumentelle Entscheidungen
und Informationssuchen beinhalten, die notwen-
dig sind, um Inhalte des Policy-Kerns durchzu-
setzen (Sabatier/Jenkins-Smith 1999, 121f.,
133).
Eine ähnliche Konzeption entwirft Hall
(1993, 278ff.), um die Rolle von Ideen im poli-
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tischen Prozess zu erfassen. Ähnlich zu Saba-
tiers belief system definiert Hall ein policy
paradigm als eine Grundstruktur von Ideen und
Standards, die das Handeln von politischen
Akteuren leitet, indem sie angibt, welche Sach-
verhalte als politische Probleme wahrgenommen
werden und welche Beschaffenheit diese Pro-
bleme aufweisen, welche politischen Ziele er-
reicht werden sollen und welche Instrumente
eingesetzt werden sollen, um diese Ziele zu er-
reichen. Policy paradigms weisen ebenso wie
belief systems eine dreiteilige Struktur auf. Die
oberste Ebene eines policy paradigms bilden
grundsätzliche politische Überzeugungen wie
Keynesianismus und Monetarismus in der Wirt-
schaftspolitik. Die mittlere Ebene besteht aus
Policy-Instrumenten, d.h. aus Techniken, die
verwandt werden, um politische Ziele umzuset-
zen. Die konkrete Zusammensetzung und Aus-
gestaltung von Instrumenten (instrument setting)
stellt schließlich die unterste Ebene eines policy
paradigms dar.
Die Akteurkonstellation beschreibt Sabatier
anhand von Advocacy-Koalitionen. Entschei-
dend für die Zusammensetzung einer Advocacy-
Koalition ist ein gemeinsamer Policy-Kern des
belief systems und bereits eine schwache Koor-
dination unter den Akteuren. Im Gegensatz zu
einer starken Koordination, die die Entwicklung,
Kommunikation, Akzeptanz und Durchführung
eines gemeinsamen Handlungsplans beinhaltet,
besteht eine schwache Koordination, wenn die
Akteure ihr politisches Verhalten gegenseitig
beobachten und ihre Handlungen so anpassen,
dass sich ihre politischen Strategien hinsicht-
lich des gemeinsamen Ziels ergänzen (Zafonte/
Sabatier 1998, 480; Sabatier/Jenkins-Smith
1999, 130f.). Handlungsleitend für die Akteure
ist der Policy-Kern ihres belief systems. Die
Akteure versuchen, den Inhalt ihres Policy-
Kerns in öffentliche Policies zu übertragen, in-
dem sie Einfluss auf politische Institutionen
ausüben. Während das belief system die Rich-
tung der Einflussnahme angibt, ist die Fähig-
keit der Akteure, tatsächlich Einfluss auszuü-
ben, abhängig von den Ressourcen der Advo-
cacy-Koalition, wie Geld, Expertise, Zahl der
Unterstützer und rechtliche Autorität (Sabatier
1993, 131).
Die Ressourcenausstattung eine Advocacy
Koalition sowie die Handlungsmöglichkeiten
der Akteure im Allgemeinen werden von struk-
turellen Faktoren, einschließlich Institutionen,
beeinflusst. Insbesondere der Zahl der Veto-
Punkten wird eine wesentliche Rolle bei der
Erklärung von Policy-Outputs zugeschrieben
(Sabatier/Jenkins-Smith 1999, 149). Der Advo-
cacy-Koalitionen-Ansatz steht nicht im Wider-
spruch zu institutionalistischen Ansätzen.
Vielmehr ergänzen sich die Konzeption von
Advocacy-Koalitionen anhand von belief
systems und die Argumentation, dass eine ge-
ringe Übereinstimmung von nationaler und eu-
ropäischer Politik zu Implementationsprob-
lemen führt, insofern, als eine Kombination
beider Ansätze eine systematische Verbindung
von Strukturen und Akteuren leistet. Dies wird
dadurch erreicht, dass Politikinhalte auf struk-
tureller Ebene in gleicher Weise wie Ideen auf
individueller Ebenen als belief systems konzi-
piert werden. Dadurch kann der Grad der Kom-
patibilität bestimmt und die Akteure identifiziert
werden, die sich für die Umsetzung von euro-
päischen Politikinhalten einsetzen. Die Effekti-
vität der Implementation ist dann davon abhän-
gig, welche Akteure sich im politischen Prozess
durchsetzen und ihre Ideen und Wertvor-
stellungen in Policy-Outputs verankern können.
Im folgenden Absatz wird aufgezeigt, dass der
Advocacy-Koalitionen-Ansatz einen Beitrag zur
Operationalisierung des Grads der Kompatibi-
lität und zur Mikrofundierung der Erklärung von
Implementationsproblemen leistet.
4. Operationalisierung und Mikrofun-
dierung des Grads der Kompatibilität
Indem sowohl öffentliche Policies als auch
Wertvorstellungen der Akteure in gleicher Weise
als belief system begriffen werden, können beide
zu der Variablen „Grad der Kompatibilität“ zu-
sammengefasst werden. Dadurch ergibt sich der
Grad der Kompatibilität aus einer strukturellen
Komponente, dem Politikinhalt der europäi-
schen Richtlinie, und einer kognitiven Kompo-
nente, den Wertvorstellungen der Akteure, und
verbindet somit systematisch den europäischen
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Politikinhalt mit den handlungsleitenden Wert-
vorstellungen der Akteure. Für die Opera-
tionalisierung des Grads der Kompatibilität ist
es erforderlich, den Policy-Kern des europäi-
schen Policy-Outputs und des belief systems der
an der rechtlichen Implementation beteiligten
Advocacy-Koalitionen zu identifizieren. Der
Policy-Kern besteht aus grundlegenden Positi-
onen darüber, wie Wertvorstellungen in einem
Subsystem verwirklicht werden sollen. Dabei
umfasst der Policy-Kern eine instrumentelle
Dimension, die sich in der Art von Policy-In-
strumenten zeigt, und eine inhaltliche Dimensi-
on, die mit dem Problemlösungsansatz in einem
Politikbereich beschrieben werden kann (Sa-
batier 1993, 132). Policy-Instrumente umfassen
Techniken zur Erreichung von Policy-Zielen
und ein umweltpolitischer Problemlösungsan-
satz beinhaltet das Grundverständnis darüber,
wie Umweltverschmutzungen verhindert wer-
den können. Der Policy-Kern kann mit den
beiden Dimensionen „Policy-Instrumente“ und
„Problemlösungsansatz“  beschrieben werden.
Der Grad der Kompatibilität ist hoch, wenn in
beiden Dimensionen der Policy-Kern des belief
systems der Advocacy-Koalition mit dem Inhalt
des europäischen Policy-Outputs überein-
stimmt. Dagegen ist der Grad der Kompatibili-
tät gering, wenn in mindestens einer Dimensi-
on Inkompatibilitäten auftreten.
In der Diskussion um die Umsetzung der
IVU-Richtlinie können jeweils zwei gegensätz-
liche Positionen hinsichtlich des Problem-
lösungsansatzes sowie hinsichtlich der Policy-
Instrumente identifiziert werden. Das wesentli-
che Merkmal des Problemlösungsansatzes der
IVU-Richtlinie ist der integrierte Umweltschutz
(Bader 2002, 76). Das Ziel des integrierten
Umweltschutzes besteht darin, Verlagerungs-
effekte zwischen den Umweltmedien Boden,
Luft und Wasser zu unterbinden. Indem die
Umwelt als ein ganzheitliches System betrach-
tet wird, soll beispielsweise verhindert werden,
dass Klärschlamm, der bei der Abwasserreini-
gung in Kläranlagen anfällt, im Fall der Depo-
nierung Boden und Grundwasser verschmutzt
oder im Fall einer Verbrennung die Luft belas-
tet. Der integrierte Umweltschutz bildet einen
Gegensatz zu sektoralen Ansätzen, die Umwelt-
schutz als ein Nebeneinander von Maßnahmen
begreifen, die jeweils einzelne Umweltmedien
betreffen. Der Schutz eines Umweltmediums
ungeachtet der Folgen für ein anderes Medium
steht in engem Zusammenhang mit der Verwen-
dung sog. End-of-pipe-Technologien, die auf die
Beseitigung der während des Produktions-
prozesses entstandenen Schadstoffe abzielen.
Ziel von integrativen Umweltschutztechniken
ist dagegen, Schadstoffe erst gar nicht entste-
hen zu lassen, indem umweltschädliche Einsatz-
stoffe und Produktionsprozesse durch weniger
umweltbelastende ersetzt sowie Produktions-
material und Energie effizient ausgenützt wer-
den (Weale 1992, 93ff.; Bader 2002, 5ff.).
Um einen integrierten Umweltschutz zu er-
reichen, sieht die IVU-Richtlinie eine Geneh-
migung von Industrieanlagen nur dann vor,
wenn anlagenbezogene Emissionsgrenzwerte
nach der besten verfügbaren Technik (BVT)
eingehalten werden. Dieses Vorgehen repräsen-
tiert ein ordnungsrechtliches Policy-Instrument
(Karl/Orwat 1997, 347, 361). Ordnungsrecht-
liche Policy-Instrumente, die auf Geboten und
Verboten gegenüber den Steuerungsadressaten
beruhen, können als alte Policy-Instrumente
aufgefasst werden. Dagegen umfassen neue
Policy-Instrumente zum einen marktwirt-
schaftliche Policy-Instrumente wie die Erhe-
bung von Umweltsteuern und den Handel mit
Emissionszertifikaten und zum anderen Über-
zeugungsinstrumente wie Öko-Audits und frei-
willige Selbstvereinbarungen (Golub 1998, 5).
Auch wenn die Mittel zur Überzeugung der
Steuerungsadressaten von der Bereitstellung
von Informationen bis zur Androhung von
Zwang reichen, beruhen Überzeugungsinstru-
mente immer darauf, dass die Steuerungs-
adressaten die gewünschten Handlungen frei-
willig durchführen (Windhoff-Héritier 1987,
32f.). Demnach können ordnungsrechtlichen
Policy-Instrumenten marktwirtschaftliche und
freiwillige Policy-Instrumente gegenübergestellt
werden.
Der Policy-Kern der IVU-Richtlinie besteht
aus dem Problemlösungsansatz des integrierten
Umweltschutzes einerseits und ordnungs-
rechtlichen Policy-Instrumenten andererseits
(Abbildung 1). Auf dieselbe Weise können auch
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die einzelnen Policies in den Mitgliedstaaten
sowie die belief systems der Advocacy-Koaliti-
onen klassifiziert werden. Der Grad der Kom-
patibilität zwischen IVU-Richtlinie und natio-
naler Umweltpolitik ist hoch, wenn nationale
Policies im selben Feld der Vierfeldertafel an-
zusiedeln sind wie die IVU-Richtlinie. Inkom-
patibilitäten bestehen dagegen, wenn europäi-
sche und nationale Policies in verschiedenen
Feldern liegen. Ebenso ist der Grad der Kom-
patibilität zwischen der IVU-Richtlinie und dem
belief system der Akteure hoch, wenn sich beide
im selben Feld befinden und Inkompatibilitäten
treten auf, wenn die IVU-Richtlinie und das
belief system der Akteure unterschiedlichen
Feldern zugeordnet werden.
In der Grundstruktur einer soziologischen
Erklärung (Coleman 1990, 1ff.; Esser 1999,
83ff.) kann die Erklärung von Implementations-
problemen auf eine Weise dargestellt werden,
die die Mikrofundierung der Erklärung zeigt
(Abbildung 2). Gemäß dem Advocacy-Koaliti-
onen-Ansatz bezieht sich der Grad der Kompa-
tibilität auf den Politikinhalt der Richtlinie
einerseits und den Policy-Kern des belief
systems der Advocacy-Koalitionen andererseits.
Indem der Policy-Kern des belief systems die
Richtung des Handelns der Akteure lenkt, wer-
den diejenigen Akteure, die den Inhalt der Richt-
linie teilen, sich für deren Implementation ein-
setzen, weil er ihren politischen Wertvor-
stellungen entspricht. Umgekehrt werden die-
jenigen Akteure, die mit dem Inhalt der Richtli-
nie nicht übereinstimmen, versuchen, die Um-
setzung zu erschweren, weil sie ihren politischen
Wertvorstellungen zuwiderläuft. Auf diese Wei-
se bezieht sich der Grad der Kompatibilität di-
rekt auf die handelnden Akteure in einem
Politikbereich und nicht auf institutionelle
Merkmale des politischen Systems.
Die Akteurkonstellation ergibt sich aus der
Anordnung der Advocacy-Koalitionen in einem
Subsystem, das hier aus denjenigen Akteuren
besteht, die an der Implementation der Richtli-
nie beteiligt sind. Diejenigen Advocacy-Koali-
tionen, die den Politikinhalt der IVU-Richtlinie
teilen, versuchen eine hohe Anpassungs-
bereitschaft innerhalb des Policy-Subsystems
aufzubauen, um die IVU-Richlinie in nationa-
les Recht umzusetzen. Umgekehrt versuchen
diejenigen Advocacy-Koalitionen, die den
Politikinhalt der IVU-Richlinie ablehnen, die
Anpassungsbereitschaft gering zu halten und die
Implementation zu verwässern. Ob sich eine
Koalition durchsetzen kann ist nicht zuletzt
davon abhängig, ob das politische System Veto-
Punkte bereitstellt, an denen Entscheidungen
verhindert werden können.
Damit Veto-Punkte effektiv sind, müssen sie
zum einen vorhanden sein und zum anderen
genutzt oder ihre Nutzung glaubhaft angedroht
werden. Ersteres ist abhängig von Merkmalen
des politischen Systems und letzteres von den
Akteuren, die über Veto-Punkte verfügen. Veto-
Punkte innerhalb eines politischen Systems ent-
stehen z.B. durch einen föderalistischen Staats-
aufbau mit symmetrischem Bikammeralismus
oder durch eine Mehrparteienregierung. Um das
politische System zu charakterisieren, kann auf
die Typologie von Lijphart (1999, 9ff.) zurück-
Abbildung 1: Policy-Kern der IVU-Richtlinie
Policy-Instrumente
marktwirtschaftlich/
freiwillig ordnungsrechtlich
  Problemlösungsansatz sektoraler
Umweltschutz
integrierter
Umweltschutz   IVU-Richtlinie
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gegriffen werden, die die Westminster- bzw.
Mehrheitsdemokratie von der Konsensus-
demokratie unterscheidet. Dabei ist die Zahl der
Veto-Punkte in der Mehrheitsdemokratie gering,
während die Konsensusdemokratie über zahl-
reiche Veto-Punkte verfügt. Für die intervenie-
rende Variable „Veto-Punkte“ ergibt sich daraus,
dass der Gebrauch von Veto-Punkten in
Konsensusdemokratien wahrscheinlicher ist als
in Mehrheitsdemokratien. Die Variable bezieht
sich auf effektive Veto-Punkte und kann die
Ausprägungen „vorhanden“ und „nicht vorhan-
den“ annehmen.
Die abhängige Variable ist die rechtliche
Implementation der IVU-Richtlinie, die die
Ausprägungen „effektiv“ und „ineffektiv“ an-
nehmen kann. Effektiv ist die rechtliche
Implementation, wenn die Ziele der europäi-
schen Policy umgesetzt werden (Knill/Len-
schow 1998, 595). Dies bedeutet insbesondere,
dass die von dem Mitgliedstaat gewählte Rechts-
form für die Umsetzung von Richtlinien in na-
tionales Recht geeignet sein muss. Verwaltungs-
vorschriften erfüllen z.B. diese Anforderung
nicht. Ferner muss die Richtlinie sowohl inhalt-
lich vollständig und korrekt als auch fristgerecht
in nationales Recht transformiert werden (Gell-
ermann 1994, 117ff.). Die Frist für die Umset-
zung der IVU-Richtlinie endete im Oktober
1999. Wenn eines der drei Kriterien nicht er-
füllt ist, ist die rechtliche Implementation inef-
fektiv und es besteht ein Umsetzungsproblem.
Kein Problem besteht dagegen, wenn alle drei
Kriterien erfüllt sind und die rechtliche Imple-
mentation effektiv ist.
Vor dem Hintergrund des Advocacy-Koali-
tionen-Ansatzes wird die Misfit-These wie folgt
modifiziert und spezifiziert: Die rechtliche Im-
plementation einer Richtlinie ist dann ineffek-
tiv, wenn ein geringer Grad der Kompatibilität
zwischen dem Politikinhalt der Richtlinie und
dem Policy-Kern des belief systems derjenigen
Advocacy-Koalition besteht, die über die Fä-
higkeit verfügt, sich gegen andere Advocacy-
Koalitionen innerhalb desselben Policy-Subsys-
tems durchzusetzen. Die Handlungsfähigkeit der
Advocacy-Koalitionen wird geprägt durch die
Möglichkeit, Veto-Punkte zu nutzen. Das
Vorhandensein von Veto-Punkten begünstigt die
Fähigkeit derjenigen Advocacy-Koalitionen, auf
die ein hoher Anpassungsdruck wirkt, eine ef-
fektive rechtliche Implementation zu verhin-
dern. Die Folge ist eine geringe Anpassungs-
bereitschaft innerhalb des Policy-Subsystems,
die nicht ausreicht, um die Richtlinie effektiv
in nationales Recht umzusetzen. Diese These
wird im Folgenden am Beispiel der rechtlichen
Implementation der IVU-Richtlinie in Deutsch-
land und Irland geprüft.
5. Die rechtliche Implementation der IVU-
Richtlinie in Deutschland
Im Jahre 1992, ein Jahr bevor die Europäi-
sche Kommission einen Entwurf für die IVU-
Richtlinie vorlegte, hatte der damalige Bundes-
umweltminister Klaus Töpfer eine Sachver-
ständigenkommission eingesetzt, die ein Um-
weltgesetzbuch (UGB) erarbeiten sollte, in dem
Abbildung. 2: Erklärung der rechtlichen Implementation
Grad der Kompatibilität
Veto-Punkte    rechtliche Implementation
Advocacy-Koalitionen Anpassungsbereitschaft
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das zersplitterte und komplexe deutsche Um-
weltrecht zusammengefasst und vereinfacht
wird. Anfang September 1997 legte die Sach-
verständigenkommission einen Entwurf für ein
zweiteiliges UGB vor. Mit dem ersten Teil soll-
te neben der IVU-Richtlinie auch die UVP-
Änderungsrichtlinie4  in deutsches Recht umge-
setzt werden. Im August 1999 erklärte jedoch
die ein Jahr zuvor neu gewählte rot-grüne Bun-
desregierung das UGB für gescheitert. Als
Grund hierfür wurden verfassungsrechtliche
Bedenken angeführt, da der Bund in den Berei-
chen Naturschutz und Landschaftspflege sowie
Wasserhaushalt lediglich über eine Rahmen-
gesetzgebungskompetenz verfügt, die nicht aus-
reiche, um den Regelungsbereich des UGB aus-
zugestalten. Daraufhin legte die Bundesregie-
rung im November 2000 einen Entwurf für das
„Gesetz zur Umsetzung der UVP-Änderungs-
richtlinie, der IVU-Richtlinie und weiterer EG-
Richtlinien zum Umweltschutz“ vor, das die
Änderung einzelner Normen in bestehenden
Gesetzen vorsieht, um den Anforderungen meh-
rere europäischer Richtlinien, darunter der IVU-
Richtlinie, nachzukommen (Wasielewski 2000).
Da das Umsetzungsgesetz den Kompetenz-
bereich der Länder betraf, bedurfte es der Zu-
stimmung des Bundesrates. Nach einem
Vermittlungsverfahren zwischen den beiden
Parlamentskammern trat das Umsetzungsgesetz
schließlich am dritten August 2001 in Kraft,
wodurch die IVU-Richtlinie in deutsches Recht
umgesetzt wurde (Deutscher Bundestag 2001b).
Hauptstreitpunkt während des Gesetzgebungs-
prozesses war, ob die IVU-Richtlinie 1:1 in deut-
sches Recht umgesetzt wird. Da die Mitglied-
staaten bei der Umsetzung von Richtlinien der
EU über einen gewissen Spielraum verfügen
(Gellermann 1994, 11), bewegt sich die Frage
der 1:1 Umsetzung innerhalb eines bestimmten
Spektrums. Neben der Auslegung der Gesetzes-
texte ging es darum, ob die Unter- oder die
Obergrenze dessen, was von der IVU-Richtli-
nie verlangt wird, maßgebend für den Politik-
inhalt des Umsetzungsgesetzes sein soll. Wäh-
rend die Gegner einer Umsetzung, die über die
Mindestanforderungen hinaus geht, argumen-
tierten, dass eine Mehrumsetzung zusätzliche
Kosten für die deutsche Industrie verursache
und somit zu Nachteilen im europäischen und
internationalen Wettbewerb führe, wendeten die
Befürworter strengerer Umweltschutzmaß-
nahmen ein, dass neben der Umwelt auch die
Wirtschaft von strengeren Umweltstandards
profitiere, da dadurch neue Technologien ent-
wickelt würden, die Wettbewerbsvorteile be-
gründen. Weitere strittige Punkte des Um-
setzungsgesetzes betrafen im Einzelnen ins-
besondere die sparsame und effiziente Rohstoff-
und Energieverwendung, die Grundpflicht der
Betreiber, nur nicht-vermeidbare Abfälle zu
verwerten, sowie die Privilegierung von Unter-
nehmen, die am Öko-Audit teilnehmen (Deut-
scher Bundesrat 2000, 2001; Deutscher Bun-
destag 2001a, 2001c).
Es können zwei Advocacy-Koalitionen
identifiziert werden, die sich während des
Gesetzgebungsprozesses gegenüberstanden.
Auf der einen Seite bildeten die Regierungs-
parteien SPD und Bündnis 90/Die Grünen, die
Länder mit einer rot-grünen oder SPD-Regie-
rung, das Bundesministerium für Umwelt, Na-
turschutz und Reaktorsicherheit (BMU), die
Umweltverbände Bund für Umwelt und Natur-
schutz Deutschland (BUND) und Naturschutz-
bund Deutschland (NABU) sowie der Deutsche
Gewerkschaftsbund (DGB) eine Advocacy-
Koalition. Diese Koalition kann als ordnungs-
rechtlich-integrierte Koalition bezeichnet wer-
den, da sie das Ziel verfolgte, mit Hilfe ord-
nungsrechtlicher Policy-Instrumente einen in-
tegrierten Umweltschutz umzusetzen. Auf der
anderen Seite bestand eine Advocacy-Koaliti-
on, die für den Problemlösungsansatz eines sekt-
oralen Umweltschutzes eintrat und Policy-In-
strumente bevorzugte, die auf Marktmecha-
nismen und auf Freiwilligkeit beruhen. Sie trat
somit für Policy-Instrumente ein, die als kontext-
orientiert beschrieben werden können, weil sie
im Gegensatz zu ordnungsrechtlichen Policy-
Instrumenten weniger unmittelbar auf die
Steuerungsadressaten zielen, sondern vielmehr
versuchen, den Handlungskontext der Steu-
erungsadressaten zu verändern (Knill 2003,
181ff.). Diese Koalition, die als kontext-
orientiert-sektorale Koalition bezeichnet werden
kann, setzte sich zusammen aus den Oppositi-
onsparteien CDU/CSU und FDP sowie den Län-
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dern, in denen diese Parteien die Regierung stell-
ten, dem Bundesverband der Deutschen Indus-
trie (BDI), dem Verband der Chemischen In-
dustrie (VCI) sowie dem Zentralverband des
Deutschen Handwerks (ZDH). Beiden Koaliti-
onen gehörten jeweils auch noch einige Sach-
verständige an. Daneben gab es Akteure wie die
PDS und Länder mit einer großen, rot-roten oder
sozial-liberalen Regierung, die keiner der beiden
Koalitionen angehörten.5
Der Löwenanteil der Umsetzung der IVU-
Richtlinie in deutsches Recht entfiel auf die
Änderung des Bundesimmissionsschutzgesetzes
(BImSchG) (Bader 2002, 80). Das BImSchG
ist ebenso wie die deutsche Umweltpolitik
insgesamt durch einen sektoralen Umweltschutz
und die Verwendung ordnungsrechtlicher
Policy-Instrumente charakterisiert (Steinberg
1995, 212). Werden die einzelnen Politikinhalte
zusammengeführt, dann ergibt sich der Grad der
Kompatibilität zwischen der IVU-Richtlinie
einerseits und den Advocacy-Koalitionen sowie
der deutschen Umweltpolitik andererseits (Ab-
bildung 3). Während zwischen der IVU-Richt-
linie und der ordnungsrechtlich-integrierten
Koalition ein hoher Grad der Kompatibilität
besteht, ist der Grad der Kompatibilität zwischen
der IVU-Richtlinie und der kontextorientiert-
sektoralen Koalition sowie der deutschen Um-
weltpolitik gering. Die ornungsrechtlich-inte-
grierte Koalition versuchte, die deutsche Um-
weltpolitik zugunsten eines integrierten Um-
weltschutzes zu verändern und somit die IVU-
Richtlinie umzusetzen. SPD und Bündnis 90/
Die Grünen stellten nach der Bundestagswahl
im Jahre 1998 die Mehrheit im Bundestag so-
wie die Bundesregierung, besaßen jedoch nach
den Landtagswahlen im Saarland, in Hessen und
in Brandenburg im Jahre 1999 keine eigenstän-
dige Mehrheit im Bundesrat. Dadurch verfügte
die kontextorientiert-sektorale Koalition über
einen effektiven Veto-Punkt, um der
Regierungskoalition im Vermittlungsverfahren
Zugeständnisse abzuringen.
Es gelang jedoch keiner der beiden Advo-
cacy-Koalitionen, ihre Vorstellung von der
Umsetzung der IVU-Richtlinie bei der Formu-
lierung des Umsetzungsgesetzes durchzusetzen.
Vielmehr entstand ein Kompromiss, bei dem die
Akteure auf die Umsetzung von Politikinhalten
verzichteten, die über eine 1:1 Umsetzung der
IVU-Richtlinie hinaus gingen. Der Bundesrat
war bereits ein effektiver Veto-Punkt als die
Umsetzung der IVU-Richtlinie mittels eines
UGB an der fehlenden Gesetzgebungskom-
petenz des Bundes scheiterte und war dies er-
neut als die rot-grüne Bundesregierung keine
eigenständige Mehrheit in der Länderkammer
Abbildung 3: Kompatibilität von europäischer und deutscher Umweltpolitik
Policy-Instrumente
marktwirtschaftlich/
freiwillig ordnungsrechtlich
kontextorientiert- deutsche
sektoraler
sektorale Umweltpolitik
Umweltschutz
Koalition BImSchG
  Problemlösungsansatz
IVU-Richtlinie
integrierter
ordnungsrechtlich-
Umweltschutz
integrierte Koalition
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besaß, um das „Gesetz zur Umsetzung der UVP-
Änderungsrichtlinie, der IVU-Richtlinie und
weiterer EG-Richtlinien zum Umweltschutz“ in
der von ihr geplanten Form zu verabschieden.
Die Implementation war ineffektiv, da die IVU-
Richtlinie erst fast zwei Jahre nach dem Ablau-
fen der Umsetzungsfrist in deutsches Recht
transformiert wurde.
6. Die rechtliche Implementation der IVU-
Richtlinie in Irland
Im Jahre 1992 wurde in Irland mit dem
Environmental Protection Agency Act das
Genehmigungssystem Integrated Pollution
Control (IPC) eingeführt, das dem späteren
Politikinhalt der IVU-Richtlinie bereits sehr
nahe kam. Dennoch blieben Anpassungen des
irischen Umweltrechts notwendig, um eine ef-
fektive rechtliche Implementation der IVU-
Richtlinie zu gewährleisten (Environmental
Protection Agency 1997, 4; IMPEL 1998, 58f.).
Seit Ablauf der Umsetzungsfrist im Oktober des
Jahres 1999 berücksichtigte die Environmental
Protection Agency (EPA), die irische Behörde,
in der die Zuständigkeit für das IPC-Geneh-
migungsverfahren gebündelt ist, den Politik-
inhalt der IVU-Richtlinie aufgrund der unmit-
telbaren Wirkung von Richtlinien der EU. Die
unmittelbare Wirkung europäischer Richtlinien
entbindet jedoch säumige Mitgliedstaaten nicht
von ihrer Pflicht der rechtlichen Implementation
(Beutler et al. 1993, 197). Um die IVU-Richtli-
nie in irisches Recht umzusetzen, brachte Um-
weltminister Martin Cullen im Januar 2003 die
Protection of the Environment Bill im Seanad
Éireann, dem Oberhaus des irischen Parlaments
(Oireachtas), ein. Im Anschluss an die Diskus-
sion des Gesetzesentwurfs im Seanad wurde die
Protection of the Environment Bill Anfang April
2003 an den Dáil Eireann, das Unterhaus, wei-
tergeleitet. Nach weiterer Debatte wurde der
Protection of the Environment Act im Dáil ver-
abschiedet und trat am 14. Juli 2003 in Kraft,
wodurch die IVU-Richtlinie umgesetzt wurde
(Dáil Éireann 2003; Seanad Éireann 2003).
Während des Gesetzgebungsprozesses be-
standen keine wesentlichen Meinungsverschie-
denheiten hinsichtlich der Umsetzung der IVU-
Richtlinie. Vielmehr begrüßten auch die Oppo-
sitionsparteien Fine Gael, Labour Party und
Sinn Féin eine Umsetzung der IVU-Richtlinie
in irisches Recht und mahnten darüber hinaus
eine zügigere Umsetzung europäischen Rechts
an. Der Hauptkonflikt während des Gesetz-
gebungsprozesses bezog sich indes auf Rege-
lungen, die nicht unmittelbar den Politikinhalt
der IVU-Richtlinie betrafen. Um das seit Mitte
der achtziger Jahre stark zunehmende Abfall-
problem zu bekämpfen (Kirby 2002, 66f.), sah
die Protection of the Environment Bill neben der
Umsetzung der IVU-Richtlinie in irisches Recht
auch Änderungen im Waste Management Act
aus dem Jahre 1996 vor, die die seitdem gesam-
melten Erfahrungen berücksichtigen und eine
wirksamere Durchsetzung der Vorschriften er-
reichen sollten. Insbesondere wurde die Aufga-
be der Überprüfung, Veränderung und Erset-
zung von Programmen zur Abfallbehandlung,
einschließlich der Gebührenregelungen, der
Exekutive übertragen. Zuvor waren hierfür die
lokalen Parlamente, City Councils und County
Councils, verantwortlich. Diese Neuregelung
stieß bei den Oppositionsparteien auf heftige
Kritik. Sie werteten die Verschiebung der Zu-
ständigkeit hin zur Exekutive als einen Angriff
auf die lokale Demokratie und kritisierten, dass
dadurch die demokratische Legitimation von
Entscheidungen geschwächt und eine notwen-
dige politische Dezentralisierung verhindert
werde. Ferner würden die Regelungen zur Ab-
fallbehandlung einseitig die Haushalte zu-
gunsten der Industrie belasten (Dáil Éireann
2003; Seanad Éireann 2003).
Da die umstrittenen Neuregelungen im Ab-
fallrecht nicht erforderlich waren, um Anforde-
rungen der IVU-Richtlinie zu entsprechen, be-
gründen diese Meinungsverschiedenheiten nicht
das Bestehen unterschiedlicher Advocacy-Ko-
alitionen. Vielmehr bildeten die Akteure, die mit
der Umsetzung der IVU-Richtlinie in irisches
Recht befasst waren, ein ruhiges Policy-Subsys-
tem, in dem nur eine Advocacy-Koalition be-
steht und das Konfliktniveau gering ist (Sabatier
1993, 128). Meinungsverschiedenheiten, die
den Politikinhalt der IVU-Richtlinie betrafen,
bezogen sich lediglich auf sekundäre Aspekte.
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Es wurden Grenzwerte diskutiert, definitorische
Klarstellungen angemahnt und einzelne Aspekte
unterschiedlich gewichtet. So wurde beispiels-
weise vorgeschlagen, den Schwellenwert für die
Genehmigungspflicht von Schweinezucht-
betrieben anzuheben oder den Hinweis auf die
Kosten, die bei der Verwendung der BVT ent-
stehen, zu streichen, um eine zu starke Beto-
nung ökonomischer Aspekte zu verhindern.
Allerdings sieht die BVT ohnehin vor, die Um-
stände des ökonomisch und technisch Machba-
ren zu berücksichtigen (Seanad Éireann 2003).
Sämtliche Akteure, die an der Formulierung und
Verabschiedung des Protection of the Environ-
ment Acts beteiligt waren, können demnach zu
einer Advocacy-Koalition zusammengefasst
werden. Da diese Akteure im Policy-Kern ihres
belief systems mit dem Politikinhalt der IVU-
Richtlinie übereinstimmten, wird diese Advo-
cacy-Koalition, nach dem englischen Ausdruck
für IVU, als IPPC-Koalition (Integrated Pollu-
tion Prevention and Control) bezeichnet. Die
IPPC-Koalition bestand aus dem Department of
the Environment and Local Government (seit
Juni 2003 Department of the Environment,
Heritage and Local Government), der EPA, den
im Oireachtas vertretenen Parteien Green Par-
ty, Fianna Fáil, Fine Gael, Labour Party, Pro-
gressive Democrats und Sinn Féin sowie den
Interessenorganisationen, insbesondere aus der
Industrie und der Landwirtschaft.
Der Hauptanteil der Umsetzung der IVU-
Richtlinie in irisches Recht entfiel auf den En-
vironment Protection Agency Act (Oireachtas
2003, 1), der die irische Umweltpolitik grund-
legend verändert hatte. Zuvor beruhte das iri-
sche Umweltrecht auf Planungsgesetzen, die
gemäß ihrer Zielsetzung Umweltschutz lediglich
als eine Aufgabe unter anderen begriffen, ein-
zelne Umweltschutzmaßnahmen nur mangelhaft
integrierten und die Verwendung sog. End-of-
pipe-Technologien begünstigten. Dieser sekto-
rale Umweltschutz wurde durch das IPC-Sys-
tem, das mit dem Environmental Protection
Agency Act eingeführt wurde, abgelöst. Das
IPC-System verfolgt einen integrierten Umwelt-
schutz mittels der ordnungsrechtlichen Geneh-
migung und Überwachung von Industrieanla-
gen und Emissionen, die im Produktionsprozess
entstehen (Scannell 1995, 126f., 524; Taylor/
Horan 2001, 377ff.). Zwischen dem Politikinhalt
der IVU-Richtlinie einerseits und sowohl der
irischen Umweltpolitik im Allgemeinen und
dem Environmental Protection Agency Act im
Besonderen als auch dem belief system der
IPPC-Koalition andererseits besteht demnach
ein hoher Grad der Kompatibilität (Abbildung
4).
Abbildung 4: Kompatibilität von europäischer und irischer Umweltpolitik
Policy-Instrumente
marktwirtschaftlich/
freiwillig ordnungsrechtlich
sektoraler
Umweltschutz
  Problemlösungsansatz
IVU-Richtlinie
integrierter irische Umweltpolitik
Umweltschutz Environmental
Protection Acency Act
IPPC-Koalition
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Effektive Veto-Punkte waren im irischen
Politikformulierungsprozess nicht vorhanden.
Zum einen besitzt das politische System Irlands
weniger Veto-Punkte als das politische System
Deutschlands, was auf den zentralisierten Staats-
aufbau Irlands mit einem asymmetrischen
Bikammeralismus zurückzuführen ist (Lijphart
1999, 189, 212, 255). Zum anderen wurden vor-
handene Veto-Punkte, wie das Bestehen einer
Koalitionsregierung aus Fianna Fáil und Pro-
gressive Democrats, nicht genutzt. Dies wäre
bei dem hohen Grad der Kompatibilität zwi-
schen der IVU-Richtlinie und dem belief system
sämtlicher beteiligter Akteure auch nicht zu er-
warten gewesen. Dennoch wurden die relativ
geringfügigen Änderungen des irischen Um-
weltrechts, die für die Umsetzung der IVU-
Richtlinie notwendig waren, erst mehr als drei-
einhalb Jahre nach Ablauf der Umsetzungsfrist
vorgenommen.
7. Begrenzte Erklärungskraft des Grads
der Kompatibilität
Sowohl in Deutschland als auch in Irland
traten Implementationsprobleme auf und die
IVU-Richtlinie wurde nicht effektiv umgesetzt.
Allerdings unterscheiden sich die beiden Län-
der in der Ausprägung des Grads der Kompati-
bilität. Während in Deutschland der Grad der
Kompatibilität zwischen dem Politikinhalt der
IVU-Richtlinie und dem davon betroffenen
Regelungsbereich auf nationaler Ebene, nament-
lich dem Bundesimmissionsschutzgesetz, gering
war, bestand in Irland eine hohe Übereinstim-
mung von europäischer und nationaler Politik,
weil der Environmental Protection Agency Act
bereits wesentliche Politikinhalte der IVU-
Richtlinie vorweg genommen hatte.
Bezogen auf die Ebene der Akteure und die
Akteurkonstellation bestanden in Deutschland
zwei Advocacy-Koalitionen, die sich durch un-
terschiedliche politische Ideen und Wertvor-
stellungen auszeichneten. Die ordnungs-
rechtlich-integrierte Koalition teilte sowohl die
Wahl der Policy-Instrumente als auch den um-
weltpolitischen Problemlösungsansatz der IVU-
Richtlinie und versuchte, zusätzlich zu den An-
forderungen der IVU-Richtlinie, weitere um-
weltpolitische Maßnahmen durchzusetzen. Der
ordnungsrechtlich-integrierten Koalition stand
die kontextorientiert-sektorale Koalition gegen-
über, die nicht mit dem Inhalt der IVU-Richtli-
nie übereinstimmte. Allerdings erkannte auch
die kontextorientiert-sektorale Koalition die
Notwendigkeit der Umsetzung der IVU-Richt-
linie an. Der politische Konflikt entzündete sich
an der Frage, welche Regelungen im bestehen-
den Gesetz für eine effektive Implementation
tatsächlich geändert werden müssen und wel-
che Maßnahmen über eine 1:1 Umsetzung hin-
aus gehen. Um zu verhindern, dass die
ordnungsrechtlich-integrierte Koalition mehr
von ihren Wertvorstellungen durchsetzen konnte
als im Einklang mit der IVU-Richtlinie stand,
nutzte sie den Bundesrat als Veto-Punkt, auch
wenn sie damit eine fristgerechte Implemen-
tation verhinderte.
Im Gegensatz zu Deutschland unterstützten
in Irland sämtliche Akteure des Policy-Subsys-
tems den Inhalt der IVU-Richtlinie. Hinsicht-
lich des Regelungsbereichs der IVU-Richtlinie
bestand deshalb nur eine Koalition, die IPPC-
Koalition, die die Umsetzung befürwortete.
Trotzdem war auch hier der politische Prozess,
in dem die Richtlinie umgesetzt wurde, von
Konflikt begleitet. Das Problem der Abfall-
beseitigung rief großen politischen Konflikt
hervor, sowohl in der Frage, auf welche Art und
Weise das Problem gelöst werden soll, als auch
in der Frage, welche politischen Institutionen
für die Problemlösung zuständig sein sollen.
Obgleich die umstrittenen Neuregelungen im
Abfallrecht nicht erforderlich waren, um An-
forderungen der IVU-Richtlinie zu entsprechen,
trugen sie zu politischem Konflikt bei und er-
schwerten und verzögerten somit eine Einigung
und verhinderten schließlich eine effektive
Implementation.
Während die These, dass ein geringer Grad
der Kompatibilität zwischen dem europäischen
Politikinhalt und der Advocacy-Koalition, die
die Fähigkeit besitzt, sich im politischen Pro-
zess gegen andere Akteure durchzusetzen, die
ineffektive Implementation in Deutschland er-
klären kann, wird sie im Fall der Umsetzung in
Irland nicht bestätigt. In Irland bestand ein hoher
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Grad der Übereinstimmung zwischen dem eu-
ropäischen Politikinhalt und der IPPC-Koaliti-
on. Es ist wahrscheinlich, dass bei einem so
hohen Grad der Übereinstimmung vorhandene
Veto-Punkte die Umsetzung nicht verzögert
hätten, weil die Akteure keine Notwendigkeit
gesehen hätten, von der Möglichkeit, eine Ent-
scheidung zu verhindern, Gebrauch zu machen.
Die Misfit-These kann die ineffektive
Implementation in Deutschland erklären, je-
doch nicht die Umsetzungsprobleme in Irland.
Im Gegensatz dazu kann die These, dass Ei-
genschaften des politischen Wettbewerbs in den
Mitgliedstaaten die Effektivität der Imple-
mentation erklären (Treib 2003; Falkner et al.
2005; siehe Abschnitt 2), beide Fälle erklären.
Sowohl in Deutschland als auch in Irland ging
die Umsetzung der IVU-Richtlinie mit politi-
schen Konflikten einher, die nicht mit der rei-
nen 1:1 Umsetzung der Richtlinie verbunden
waren. Vielmehr verfolgten die Akteure ihre
Ideen und Wertvorstellungen von einer Politik,
die dafür geeignet ist, politische Ziele, die von
ihnen als vorrangig betrachtet werden, zu lö-
sen. In beiden Fällen der rechtlichen Umset-
zung der IVU-Richtlinie verfolgten die Akteu-
re nicht das Ziel, bestehende nationale Arran-
gements zu bewahren, wie es die Misfit-These
nahe legt. In Deutschland setzte sich die rot-
grüne Regierung für eine Veränderung des
umweltpolitischen Problemlösungsansatzes ein.
Die Akteure verfolgten ihre Ideen und Wert-
vorstellungen, die auch ihr Handeln im natio-
nalstaatlichen Kontext leiten. Der Grad der
Kompatibilität ist nur insofern für die Erklä-
rung von Implementationsproblemen relevant,
als er angibt, welche Akteure sich in den Mit-
gliedstaaten für eine effektive Umsetzung ein-
setzen werden und welche Akteure diese zu
verhindern versuchen. Ob jedoch europäische
Policy-Outputs tatsächlich effektiv umgesetzt
werden oder nicht, ist im Wesentlichen abhän-
gig von Eigenschaften des politischen Prozes-
ses in den Mitgliedstaaten: den Ideen und Wert-
vorstellungen der AkteurInnen, dem Ausmaß
des politischen Konflikts innerhalb der Akteur-
konstellation und den Institutionen, die dem
Handeln der AkteurInnen Möglichkeiten eröff-
nen und Restriktionen auferlegen.
8. Schlussbetrachtung
Ausgangspunkt dieses Beitrags war die Dis-
kussion in der gegenwärtigen Forschung über
die Implementation europäischer Politik und die
in diesem Forschungszweig vorgebrachte The-
se, dass eine geringe Übereinstimmung von eu-
ropäischer und mitgliedstaatlicher Politik zu
Implementationsproblemen führe. Während es
nicht sehr umstritten ist, Akteure und die Akteur-
konstellation sowie Veto-Punkte als erklärende
Faktoren zu berücksichtigen, wurde der Grad
der Kompatibilität als unabhängige Variable
sowohl konzeptionell als auch empirisch kriti-
siert. Es wurde gezeigt, dass der konzeptionel-
len Kritik begegnet werden kann, indem anhand
des Advocacy-Koalitionen-Ansatzes der Grad
der Kompatibilität operationalisiert und die Er-
klärung von Umsetzungsproblemen mikro-
fundiert wird. Wesentlich hierfür ist, dass der
europäische Politikinhalt und die handlungs-
leitenden Wertvorstellungen der Akteure in glei-
cher Weise als belief system begriffen werden.
Hieraus folgt, dass der Grad der Kompatibilität
auf die Übereinstimmung von europäischen
Politikinhalten einerseits und Ideen und Wert-
vorstellungen der nationalen Akteure anderer-
seits zu beziehen ist. Der Grad der Kompatibi-
lität gibt dann die Handlungsrichtung von Ak-
teure an.
Die empirische Kritik richtete sich dagegen,
dem Grad der Kompatibilität einen großen Er-
klärungswert bei der Implementation europäi-
scher Politik zuzuschreiben. Vielmehr seien Ei-
genschaften des politischen Prozesses, in dem
die europäischen Policy-Outputs in den Mit-
gliedstaaten umgesetzt werden für die Effekti-
vität der Implementation entscheidend. In der
empirischen Analyse der rechtlichen Implemen-
tation der IVU-Richtlinie in Deutschland und
Irland konnte dem Grad der Kompatibilität kei-
ne zentrale Erklärungskraft zugesprochen wer-
den, jedoch wurde die Relevanz des politischen
Prozesses in den Mitgliedstaaten bestätigt. Po-
litische Konflikte in den Mitgliedstaaten, die
nicht direkt mit dem Inhalt der Richtlinie ver-
bunden waren, verschleppten ihre Implementa-
tion. Die Akteure versuchten innerhalb des na-
tionalen institutionellen Kontextes ihre Ideen in
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öffentliche Policies zu übertragen. Ideen, die die
Handlungen der Akteure leiten, Institutionen,
die ihre Fähigkeit beeinflussen, diese Handlun-
gen durchzuführen, und die Position in der In-
teraktion mit anderen an der Umsetzung betei-
ligten Akteure können Implementations-
probleme erklären, im Fall der IVU-Richtlinie
in Irland trotz übereinstimmender Politik.
ANMERKUNGEN
1 Für hilfreiche Kommentare danke ich Gerda Falk-
ner, Frank Janning, Sylvia Kritzinger, Irina
Michalowitz, Patrick Scherhaufer, Volker Schnei-
der, Oliver Treib, Clemens Wiedermann und der/
dem anonymen GutachterIn.
2 Eine ähnliche Vorstellung über die Wirkung von In-
stitutionen auf politische Entscheidungen drückt die
Konzeption von Veto-Spielern aus. Veto-Spieler sind
individuelle oder kollektive Akteure, ohne deren
Zustimmung keine politischen Entscheidungen ge-
troffen werden können (Tsebelis 1995).
3 Eine Gegenüberstellung der Schlussfolgerungen, die
aus zwei verschiedenen Politikfeldern gezogen wur-
den, ist hier möglich, ohne politikfeldspezifische
Unterschiede zu negieren. Zum einen sind die euro-
päische Umweltpolitik und die europäische Sozial-
politik von positiver Integration geprägt und ähn-
lich genug, um gleiche Implementationsmecha-
nismen erwarten zu können (Knill/Lehmkuhl 2000,
22). Zum anderen ziehen Falkner, Hartlapp und Treib
(2006, 6f., 11f.) in einer Spezifizierung der
Implikationen ihrer Studie ausdrücklich politikfeld-
übergreifende Schlussfolgerungen. Danach wird die
Effektivität der Implementation nicht auf politikfeld-
spezifische Eigenschaften, sondern auf die Kultur
eines Landes zurückgeführt.
4 Die Richtlinie 85/337/EWG über die Umwelt-
verträglichkeitsprüfung bei bestimmten öffentlichen
und privaten Projekten (UVP-Richtlinien) beinhal-
tet ebenso wie die IVU-Richtlinie den Ansatz des
integrierten Umweltschutzes. Während sich die
IVU-Richtlinie jedoch auf den Betrieb von Anla-
gen bezieht, regelt die UVP-Richtlinie die Errich-
tung von Anlagen (Bader 2002, 34f.). Die UVP-
Richtlinie war bis Juni 1988 in nationales Recht um-
zusetzen. Ein Bericht der Europäischen Kommissi-
on, der im Jahre 1993 veröffentlicht wurde, hatte
die Umsetzung der UVP-Richtlinie in den Mitglied-
staaten untersucht und die Erfahrungen sowie die
Probleme und Schwierigkeiten der Mitgliedstaaten
bei der Implementation der UVP-Richtlinie heraus-
gestellt. Auf der Grundlage dieses Berichts entstand
die Richtlinie 97/11/EG zur Änderung der Richtli-
nie 85/337/EWG über die Umweltverträglichkeits-
prüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten
Projekten (UVP-Änderungsrichtlinie), deren Ziel
eine effektivere und effizientere Anwendung der
Umweltverträglichkeitsprüfung in den Mitgliedstaa-
ten ist. Die Umsetzungsfrist für die UVP-Ände-
rungsrichtlinie lief im März 1999 ab (Feldmann
1999).
5 Der Advocacy-Koalitionen-Ansatz geht davon aus,
dass nicht alle Akteure eines Policy-Subsystems ei-
ner Advocacy-Koalition angehören (Sabatier 1993,
121).
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